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Politische Mitarbeit der Frauen in Burgdorf wirklich
unerwünscht?

Aufgeschreckt durch den Artikel in der letzten Nummer der „Staats-
bürgerin" haben wir Bernerinnen uns bei den Frauen und der freisinnigen
Partei in Burgdorf genau erkundigt. Aus unserer langjährigen erfreuli-
eben Mitarbeit in der stadtbernischen und in der kantonalen freisinnig-
demokratischen Partei heraus erschien uns eine solche Haltung der Burg-
dorfer Freisinnigen unwahrscheinlich. Es ist nun tatsächlich so, wie wir
vermuteten, dass es sich bei der von Fräulein Gertrud Derendingen zi-
tierten Antwort um eine ganz ungeschickte und unglückliche Begründung
einer Ablehnung handelt, die aus ganz andern, momentan vorliegenden
Ueberlegungen heraus erfolgte. Nach den Statuten der Burgdorfer Partei
steht den Frauen der Beitritt offen, ebenso ist er vorgesehen in den für
alle Sektionen verbindliehen Statuten der Kantonalpartei. Ja, sogar die
Gründung einer freisinnigen Frauengruppe in Burgdorf steht für die
allernächste Zeit bevor, und es ist ihren Mitgliedern die Zugehörigkeit
zur Partei mit allen Rechten eines Parteimitglieds ausdrücklich zuge-
sichert worden.

Die Mitarbeit der Frauen in der in Frage stehenden Partei hat gerade
in den letzten Jahren einen lebhaften Aufschwung genommen, doch ge-
hören ihr, wenigstens in Bern, Frauen schon seit 1919 an. Die freisinnige
Frauengruppe Bern, die heute über hundert Mitglieder zählt, besteht
seit 1935. Wir Frauen haben Vertretungen in der städtischen und der
kantonalen Parteileitung, in den Vorständen und Ausschüssen, und wir
stimmen mit als Delegierte an kantonalen und schweizerischen Partei-
tagen. Die Zahl der weiblichen Mitglieder im Zentralvorstand der Frei-
sinnig-demokratischen Partei der Schweiz wurde kürzlich von zwei auf
vier erhöht, um auch der Westschweiz und dem Tessin eine Vertretung
einzuräumen. Auch in den ständigen Ausschüssen der schweizerischen
Partei arbeiten Frauen sehr aktiv mit.

Dass Frauen sich nur aus Zweckgründen einer bestimmten Partei
zuwenden, wie dies Fräulein Derendinger andeutet, sind gewiss Einzel-
fälle. Parteizugehörigkeit ist eine Sache der Weltanschauung, und auch
wir Frauen wissen, wohin wir gehören. Es ist auch nicht so, dass nur die
Kommunisten in erster Linie für unser Anliegen, das Frauenstimmrecht,
einstehen. Es ist eine Tatsache, die bekannt sein dürfte, dass im Aktions-
komitee für die kantonal-bernische Stimmrechtsabstimmung von 1956
Sozialdemokraten und Freisinnige sehr aktiv mitgearbeitet und dass beide
Parteien die Ja-Parole ausgegeben haben. Gewiss wurde diese Parole
auch weitgehend befolgt, sonst wären sich die Ja- und die Nein-Stimmen
nicht so nahe gekommen.

So sehr wir zuerst das Erscheinen des Artikels von Fräulein Deren-
dinger in der „Staatsbürgerin" bedauerten, da er aus einem Einzelfall
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falsche Schlüsse zieht, so sehr sind wir nun auch dankbar für die Gele-
genheit, hier auszusprechen, welch grosse Bereicherung für uns Frauen
die Mitarbeit in einer politischen Partei bedeutet. Es ist ein gegenseitiges
Nehmen und Geben, in der Partei und in der Frauengruppe lernen und
üben wir politisches Denken und sachliche Diskussion, wir haben aber
auch Gelegenheit, unsere Ueberlegungen im Männerkreise zu vertreten
und dort die bisher noch so wenig mitbeteiligte „Stimme der Frau" zu
vertreten. Und — das dürfen wir zum Schlüsse sagen, das Echo von
Männerseite her über die Zusammenarbeit tönt zustimmend und überaus
ermutigend.

5. Freis. Frauengruppe Bern

AGcAscArz'/z:.- Inzwischen wurde die „Freisinnige Frauengruppe Burgdorf"
am 14. November gegründet.

Widersprüche
Wäre das Problem nicht so ernst und für viele von lebenswichtiger

Bedeutung, so könnte man Ironie anwenden angesichts der Widerspruchs-
vollen Haltung von Politikern, wenn sie den Vorschlag des Bundesrates
behandeln, Artikel 74 der Bundesverfassung abzuändern. Wenn vorge-
schlagen wird, den Frauen das Stimmrecht auf eidgenössischem Boden
zu verleihen, versichert die konservative Partei der Schweiz, es sei besser,
mit dem kantonalen zu beginnen, aus föderalistischen Gründen. Fragt
man beim Regierungsrat des Kantons Genf an, was aus einer Motion
geworden ist, die das Frauenstimmrecht im Kanton verlangt, antwortet
er, es sei besser, die Frage eidgenössisch zu regeln. Dze Frawie«
dieses Äaföspie/ezz rwz mem Z«ger zwm es dauert schon ziemlich
lange. Geschickter stellt es der Kanton Waadt an, der die Vorschläge des
Bundesrates dazu benützt, um von seinen Wählern die Einführung des
Frauenstimmrechtes im Kanton zu verlangen und der sie gleichzeitig,
wahrscheinlich zu Beginn des Jahres 1959, über beide Fragen abstimmen
lassen wird.

Der Bericht über die Verhandlungen des konservativen Parteitages
weist glänzende Widersprüche auf, die zeigen, wie schwer die Schuppen
wiegen, mit denen die Augen der Frauenstimmrechtsgegner bedeckt
sind: sie denken nur als Männer und haben noch nicht verstanden, dass
das Schweizervolk aus Männern und Frauen besteht. Wie ist es möglich,
zu Beginn des Parteitages die Grundsätze der Demokratie anzurufen,
jenen der Freiheit des Individuums, und der Frau die Bürgerrechte ab-
zusprechen? Wie kann Herr Bundesrat Lepori, mit Beifall, versichern,
unser Land sei nicht da zu finden, wo man die Freiheit behindert, dass
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